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n dem auf dem VII. Verbandstage in Stettin am 27. Juni 1906 er­
statteten Berichte „Wege zur Wirtschaftsunion Deutschland- 

Österreich-Ungarn“ wurde unter Hinweis auf den drohenden 
Wettbewerb der „gelben4’' Rasse und die augenfällige Gefahr des 
„amerikanischen“ Übergewichts an der Hand von Ziffern, welche die 
üblen Folgen der Systemlosigkeit der mitteleuropäischen Verkehrs­
tarife für die Handelsbilanz dieses Wirtschaftsgebietes hinlänglich 
gezeigt haben, die Notwendigkeit einer Wirtschaftsunion zwischen 
unseren Verbandsländern darzutun versucht mit dem Hinweise darauf, 
daß eine gegenseitig ausgleichende Handelsbilanz zwischen Industrie 
und Landwirtschaft möglich ist, und mit der Begründung, daß nur 
in diesem Zusammenschlüsse diejenige Kraft gewonnen werden könne, 
welche die mitteleuropäischen Staaten benötigen, wenn sie bei der 
zunehmenden Verschärfung des Weltwettbcwerbs gleichen Schritt 
halten sollen und wenn sie namentlich den gefährlichsten Wett­
bewerber, die Vereinigten Staaten von Nordamerika, in der Einfuhr 
derjenigen Erzeugnisse erfolgreich bekämpfen wollen, die Mittel­
europa selbst in hinreichender Menge und in gleicher, vielfach sogar 
besserer Güte zu erzeugen imstande ist.

Es braucht in dieser Beziehung nur erinnert zu werden an die 
riesigen Einfuhrmengen kleberarmen Weizens, überschwefelten Obstes 
und unzulänglicher Fleischkonserven aus Amerika. Ausdrücklich 
wurde an der Hand von Ziffern darauf hingewiesen, daß auch nach 
Ausschaltung der amerikanischen landwirtschaftlichen Erzeugnisse 
vom deutschen Markte für Amerika der Betrag seiner Ausfuhr nach 
wie vor im beträchtlichen Übergewichte über die deutsche Ausfuhr 
nach Amerika verbleibe, mithin Amerika immer noch gegen Deutsch­
land ein gutes Geschäft mache: Eine Rücksichtnahme, welche im 
übrigen die nordamerikanische, in zollgesetzlichen und schikanösen 
Maßnahmen begründete Absperrungspolitik gegen mitteleuropäische 
großgewerbliche Erzeugnisse gar nicht verdient und welche amerika­
freundliche Handelsinteressenten Mitteleuropas unter den jetzigen 
Wirtschaftsverhältnissen zu verlangen gar nicht berechtigt sind, wenn

I
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sie nicht absichtlich oder unabsichtlich die Schädigungen der 
Lebensinteressen Mitteleuropas weiter aufrecht zu erhalten bemüht 
sein wollen.

In Amerika sehen wir ein die Staaten zusammenschließendes, 
nach großen Gesichtspunkten tarifiertes Wasserstraßen- und Eisen­
bahnnetz, dessen weiterer systematischer Ausbau nach dem Vor­
schläge des früheren Präsidenten Roosevelt neuerdings einem Aus­
schüsse zur Prüfung übertragen ist und dessen Vorteile dem Auslande 
nur nach Überwindung außergewöhnlicher Zollmauern und Zoll­
schikanen — unter diesen hat namentlich die mitteleuropäische 
Industrie zu leiden — zugute kommen.

Das gerade Gegenteil in Mitteleuropa: Hier zusammenhanglose, 
ohne System tarifierte Wasserstraßen: Jede eine für die Hebung des 
Innenverkehrs wertlose Sackgasse, umgekehrt aber wegen ungenü­
gender Zölle zum Schutze der Landwirtschaft und wegen Abgaben­
freiheit auf den natürlichen Flüssen eine Einfallpforte für die Erzeug­
nisse des Auslandes. Aus ersterem Grunde also eine „unverdiente“ 
Rücksichtnahme; aus letzterem Grunde eine „unberechtigte“ Rück­
sichtnahme.

Als wirksamstes Mittel zur Erreichung dieses Zieles wurde nach 
dem nämlichen amerikanischen Muster — neben der, wo immer nur 
möglichen Verbilligung unserer Produktion (beispielsweise durch eine 
rationelle Ausnützung mitteleuropäischer Wasserkräfte nach einheit­
lichen Gesichtspunkten) — die durchgreifende Verbilligung des 
binnenländischen Verkehrs durch den Ausbau eines zusammen­
hängenden mitteleuropäischen Wasserstraßennetzes erkannt, welches 
Ungarn und Österreich durch den Donau-Main- und den Donau- 
Elbe-Kanal mit dem deutschen Norden und Nordwesten verbinden 
und in Mitteleuropa die 5 großen, nach Norden fließenden Ströme 
unter sich und mit der Donau zu einem einzigen vielarmigen Wasser­
wege durch ganz Mitteleuropa zusammenschließen soll.

Aber selbst wenn dieses Wasserstraßennetz in allen seinen 
Teilen ausgeführt und dafür der riesige, von den Steuerzahlern zu 
deckende Kostenaufwand von rund 2 Milliarden Mark aufgewendet 
wäre — ebenso hoch beläuft sich z. Zt. die bayerische Eisenbahn­
schuld bei rund 7000 Kilometer Eisenbahnbetriebslänge —, so würde 
die volkswirtschaftliche und soziale Bestimmung und die staats­
politische und völkervereinigende Wirkung ausbleiben, wenn nicht 
eine großzügige, nach einheitlichen Gesichtspunkten 
bemessene Tarifreform auf allen Eisenbahnen und Wasser-
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Straßen Platz greift, und zwar in Tarifsätzen, welche — wo nötig 
unter Ergänzung der Schutzzollpolitik 
lung und Förderung inländischer Produktion ohne Unterschied 
zwischen Industrie, Gewerbe und Landwirtschaft ebenso berücksichti­
gen, wie die „berechtigten“ Forderungen des Ein- und Ausfuhr­
handels. Denn nur auf diese Weise besteht Aussicht darauf, daß 
die zu Unrecht bestehenden Interessengegensätze ausgeglichen und 
eine nahezu einmütige Stellungnahme für dieses Bau- und Finanz­
programm erzielt wird.

Bedauerlicherweise herrscht z. Zt. gerade auf dem Gebiete des 
Tarifwesens die größte Systemlosigkeit.

Nicht genug, daß von Deutschland, Österreich und Ungarn 
jedes Reich den Verkehr durch Umleitungen und Frachtunterbietungen 
an sich zu reißen sucht, sie durchkreuzen auch mit Ausnahmetarifen 
im Einfuhr-, Ausfuhr- und Durchgangsverkehre, mit Ausfuhrver­
gütungen, Frachtnachlässen usw., am nachhaltigsten aber mit der 
schon erwähnten Abgabenfreiheit auf natürlichen Flüssen die Schutz­
zollpolitik, sowohl die eigene wie die nachbarliche. Ganz besonders 
schädlich wirkt die erwähnte Abgabenfreiheit auf den 
natürlichen Flüssen, wie sie im Art. 54 der deutschen 
Reichsverfassung und durch die internationalen Rhein-, Donau- und 
Elbe-Schiffahrtsakte festgelegt ist.

Denn durch die gewaltige Spannung, welche zwischen Eisen­
bahn- und Schiffahrtsfrachten entsteht, durchkreuzt sie nicht nur jede 
Schutzzollpolitik, zum Teil bis zur Wirkungslosigkeit, sondern sie be­
günstigt auch einzelne Gegenden in so hervorragendem Maße, daß 
andere darunter schwer zu leiden haben, trotz der großen Opfer, 
welche sie für die Flebung ihrer Produktion und ihres Verkehrs 
bringen. Erweckt also die Abgabenfreiheit schon vom volkswirt­
schaftlichen Standpunkte aus die größten Bedenken, so erscheint sie 
vom Standpunkt einer gesunden Finanzpolitik des Staates aus geradezu 
verwerflich, wenn man erwägt:

Auf der einen Seite verzichtet der Staat auf 
den Ersatz seiner im Interesse der Schiff­
fahrt gemachten Selbstauslagen ohne Rück­
sichtnahme. darauf, daß gerade dadurch das 
Ausland begünstigt wird; ja er gewährt 
sogar unter Umständen, wie in Österreich, 
obendrein den privaten Schiffahrtsgesell­
schaften Staatsunterstützungen. — Auf der

die gleichmäßige Entwick-



anderen Seite sucht er, wohl meistenteils 
auf Veranlassung des Handels, den Verkehr 
durch Eisen bahn- Ausnahmetarife, die bis 

t. unter den gemittelten Selbst- 
s der Staatsbahnen herabgehen,

zu 6 0 v. 
k o s t e n p 
a b z u 1 e n e n.

Wie aus den vielen Zahlenbeispielen meines Stettiner Berichtes, 
die den Werken verschiedener Autoritäten entnommen sind, zur Ge­
nüge hervorgeht, ist unter solchen Umständen eine finanzielle und 
volkswirtschaftliche Rentabilität des Baukosten-Aufwandes von 
2 Milliarden Mark, welche doch aus öffentlichen Mitteln aufgebracht 
und deshalb zugunsten der Allgemeinheit verwendet werden sollten, 
geradezu ausgeschlossen. Es können demnach die geplanten und 
noch zu ergänzenden mitteleuropäischen Wasserstraßenprojekte un­
möglich ihre volkswirtschaftliche Bestimmung und völkervereinigende 
Wirkung erzielen, solange sämtliche an ihnen beteiligte Staaten nicht 
jeden Tarifkampf auf ihren sämtlichen Verkehrsstraßen, also auf 
Eisenbahnen und Wasserstraßen, natürlichen wie künstlichen, grund­
sätzlich aufgeben.

Die unbedingt notwendige Rentabilität des mitteleuropäischen, 
aus natürlichen und kanalisierten Flüssen wie auch künstlichen Ka­
nälen bestehenden Wasserstraßennetzes ist also nur möglich bei einer 
Tarifreform, welche auf der Grundlage des Selbstkosten-Deckungs- 
Grundsatzes für alle Wasserstraßen einheitliche Tarife 
einführt.

Diese Erkenntnis wird vermittelt durch eine Rentabilitäts­
berechnung für den Donau-Main-Kanal, welcher wegen seiner 
Eigenschaft als Verbindungsglied überwiegend industrieller Wirtschafts­
gebiete mit überwiegend agrarischen ein typisches Beispiel ist für die 
Rentabilitätsaufstellung sämtlicher Teilstücke des geplanten durch­
gehenden mitteleuropäischen Wasserstraßennetzes.

So beweist u. a. diese Berechnung, daß eine Rentabilität 
der künstlichen Kanäle, welche doch nichts anderes sind 
als die Fortsetzung der ins offene Meer einmündenden freien Ströme, 
als ausgeschlossen zu erachten ist, solange den industriellen 
Verfrachtungen in der einen Richtung nicht Rückfrachten in Gestalt 
von landwirtschaftlichen Erzeugnissen in der anderen Rich­
tung gegenüberstehen; ferner, daß diese Rückfrachten ausbleiben 
müssen, solange die erwähnte Abgabenfreiheit auf den natürlichen 
Flüssen in Verbindung mit noch nicht genügend bemessenen Agrar-

d.
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Schutzzöllen die Einfuhr ausländischer landwirtschaftlicher Erzeugnisse 
begünstigt, die ohnehin schon, soweit amerikanischer Wettbewerb in 
Betracht kommt, einen bedeutenden Vorsprung hinsichtlich ihrer 
Iderstellungs- und Verfrachtungskosten aufzuweisen haben.

Die rechnerische Bestätigung es alten Grund­
satzes, daß Verkehrsanlagcn ihre volkswirtschaftliche Tätigkeit nur 
bei wechselseitigem Güteraustausche zu erfüllen imstande 
sind, ist auch der schlagende Beweis dafür, daß zwischen 
mitteleuropäischer Industrie und Landwirtschaft 
eine unzerreißbare Interessengemeinschaft besteht.

Diese Rentabilitätsberechnung zeigt aber auch, daß durch den 
teilweisen Übergang der Massengüter von der Eisenbahn auf die 
Wasserstraßen Einnahme-Ausfälle für die Staatseisenbahnen ent­
stehen, welche, nur durch eine höhere Tarifierung jener hochwertigen 
Güter, die im Vergleich zu minderwertigen Gütern noch zu niedrig 
tarifiert sind, unbedenklich ausgeglichen werden kann; daß aber auf 
der anderen Seite, zum Schutze der ,,berechtigten“ Ein- und Aus­
fuhrinteressen, Kompensationen in der Eorm von mannigfachen Be­
günstigungen gewährt werden sollten, je nachdem es sich handelt 
um die billige Versorgung des Inlandsmarktes mit Erzeugnissen, die 
es nicht hat, oder um die Förderung der Wettbewerbsfähigkeit 
mitteleuropäischer Erzeugnisse auf dem Weltmärkte.

Diese Rentabilitätsberechnung zeigt weiter — und das ist das 
Wichtigste —, daß bei Einführung des Abgabengrundsatzes auf der 
Grundlage der Deckung der Selbstkosten von einer Ergänzung der 
Schutzzollpolitik abgesehen werden kann; daß aber bei Aufrecht- 
erhaltung der Abgabenfreiheit oder bei Abgaben, welche unter den 
Selbstkosten des Verkehrsnetzes stehen, entsprechend höhere Schutz­
zölle oder höhere Einfuhrtarife am Platze sind. Diese Politik er­
scheint auch begreiflich, wenn man bedenkt, daß im zuerst genannten 
Falle der Wettbewerb des Auslandes ebenso wie die inländischen 
Verkehrsgüter Tarife zu zahlen haben und dadurch wenigstens finanziell 
den staatlichen Aufwand für die Wasserstraßen decken hilft. Im 
letzteren Falle aber würde das Ausland nichts oder zu wenig be­
zahlen, so daß die gewerbliche Tätigkeit des Inlandes doppelt ge­
schädigt erscheint.

Die Aufhebung der Abgabenfreiheit auf den 
natürlichen Flüssen und ihre Regelung in Verbindung mit 
einer systematischen Tarifreform ist also ein Haupt­
erfordernis für die Rentabilität der Wasserstraßen, und da letztere

7
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den Weg zur angestrebten Wirtschaftsunion der mitteleuropäischen 
Verbandsländer bildet, ist die Beseitigung der Abgabenfreiheit auch 
den Unionsbestrebungen unmittelbar förderlich.

An Ein wänden fehlt es nicht; auf sie wird noch eigens ein­
zugehen sein.

Der zur Verwirklichung dieser mitteleuropäischen wirtschaft­
lichen Einheit notwendige erste Schritt ist nunmehr durch den 
Entwurf eines deutschen Reichsgesetzes, betreffend die Erhebung von 
Schiffahrtsabgaben auf den natürlichen Wasserstraßen (siehe Deutscher 
Reichsanzeiger vom 13. März 1909), gemacht worden.

Dieser Entwurf ist dem deutschen Bundesrate zugegangen und 
wird voraussichtlich in nicht zu langer Zeit den Deutschen Reichstag 
und auch die Regierungen von Österreich, Ungarn und Holland be­
schäftigen.

Nach dem bisher Gehörten sind sämtliche mitteleuropäischen 
Staaten an einer gütlichen Neuregelung lebhaft beteiligt; nicht 
minder aber Preußen, welches sich in einer Zwangslage be­
findet.

Bekanntlich hat in Preußen die parlamentarische Mehrheit das 
preußische Wasserstraßengesetz vom 1. April 1905 aus volkswirt­
schaftlichen, sozialen und politischen Gründen nur unter den beiden 
Bedingungen genehmigt, daß auf den natürlichen Strömen die Ab­
gabenfreiheit aufgehoben und daß vorerst auf dem Rhein-Weser-Elbe- 
Kanale das staatliche Schleppmonopol eingeführt werde. Die aus agra­
rischen Konservativen und den Mitgliedern der Zentrumspartei zu­
sammengesetzte Mehrheit ging dabei von dem — zweifelsohne ganz 
richtigen — Gedanken aus, daß die wasserwirtschaftliche Vorlage nur 
dann nationale Bedeutung haben und von der steuerzahlenden Allge­
meinheit gewürdigt werde, wenn sie in erster Linie der inländischen 
Produktion zugute komme, was nach dem oben Gesagten nur mit 
Anerkennung des Abgabengrundsatzes ermöglicht wird.

Die Bestimmungen in § 19 des preußischen Kanalgesetzes 
stehen aber in Widerspruch mit dem Art. 54 der Reichsverfassung 
und den völkerrechtlichen Bestimmungen der internationalen Rhein-, 
Elbe- und Donau-Schiffahrtsakte.

Dadurch hat Preußen sich, wie gesagt, in eine Zwangslage
gebracht.

Wenn es nämlich für seine Absichten die notwendige Mehrheit 
im Bundesrate nicht findet und mit Österreich und Holland zu einer



9

internationalen Verständigung nicht gelangt, dann bleiben ihm nur 
zwei Wege übrig: Entweder es werden die schon im Bau begriffenen 
preußischen Kanalstrecken wieder zugeschüttet, oder die von den 
Agrarisch-Konservativen und der Zentrumspartei gebildete Mehrheit 
läßt sich nachträglich zu einer Beseitigung des erwähnten § 19 des preußi­
schen Kanalgesetzes bestimmen, also zu einer Inbetriebsetzung des Mittel­
landkanals ohne Einführung von Abgaben auf den natürlichen Flüssen.

Das eine ist so gut ausgeschlossen wie das andere.
Es ist undenkbar, daß ein Gesetz, welches nach endlosen, parla­

mentarischen Kämpfen glücklich zum Abschlüsse gebracht wurde, 
wiederum im Papierkorbe verschwindet. Die weitere Aufrechterhal­
tung der Abgabenfreiheit nach Ausbau des Mittellandkanals würde 
aber im Hinblick auf die steigenden Selbstkosten der Landwirtschaft 
zu einer Krisis in der Landwirtschaft führen, deren Folgen schlimmer 
wären, wie jene in der Zollperiode 1892—1904.

Die grundsätzlichen Gegner der Abgaben rechnen darauf, daß 
eine Verständigung unter den deutschen Bundesstaaten, dann mit 
Österreich - Ungarn und Holland nicht zustande kommen wird.
Nach dem oben Gesagten würde aber das weder im Inter­
esse Preußens noch im Interesse der übrigen
Staaten liegen.

Wie Preußen im Interesse seines großartig entwickelten Wirt­
schaftsgebietes auf den möglichst raschen und zusammenhängenden 
Ausbau seiner Wasserstraßen unter dem Schutze entsprechend be­
messener landwirtschaftlicher Zölle und Tarife angewiesen ist, so ver­
langen auch die sehr mißlichen Wirtschaftsverhältnisse Süddeutsch­
lands sowie Österreichs und Ungarns unbedingt eine Verständigung 
mit Preußen.

Die Grundlage der hierzu erforderlichen Ver­
handlungen kann vom rein idealen Standpunkte aus in erster 
Linie keine andere sein, als die bereits geschilderte Tarifregelung auf 
allen Eisenbahnen und Wasserstraßen, an welcher der Süden und 
der Norden, der Osten und der Westen Mitteleuropas gleichmäßig 
beteiligt sind und welche die erste Vorstufe zum angestrebten Wirt­
schafts-Verein bildet.

Durch die Vorlage des genannten Gesetzentwurfes im Deutschen 
Reich und durch die Notwendigkeit eines gegenseitigen Kompro­
misses ist die mitteleuropäische Binnenschiffahrtsfrage in ein neues 
Stadium getreten. Mit ihm ist die zukünftige Ausgestaltung und 
Finanzierung der Binnenschiffahrtsstraßen in den Bereich der Mög­



„Er tut dies um so lieber, als die bisherige 
Rückständigkeit der Entwicklung des Binnen­
schiffahrtsgedankens praktisch den Beweis ge­
liefert hat, daß ohne Anwendung des Gebühren­
grundsatzes der neuzeitliche Ausbau der Schiff­
fahrtsstraßen die parlamentarische Genehmi­
gung in absehbarer Zeit nicht finden wird, 
während andererseits die baldige Durchführung 
und Finanzierung eines zusammenhängenden 
mitteleuropäischen, Wasserstraßennetzes eine 
dringende Notwendigkeit ist.

„Vor allem befürwortet er eine nach einheit­
lichen Gesichtspunkten bemessene Tarifreform auf

i im Staatsbesit e befin liehe Eisenbahn n 
u n Wasserstraßen er Ver andsl nder, welc e

und Förde- 
landwir schaft­

industriellen roduk-
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auf die gleichmäßige Entwicklung 
mitteleuropäischenderrung

liehen, gewerblichen und

io

lichkeit gerückt. Es hilft bei einem glücklichen Abschlüsse der ein- 
zuleitenden Verhandlungen, welche ohne Zweifel bei der vorhandenen 
Gemeinsamkeit der Interessen in bundesfreundlicher und freundnach­
barlicher Weise geführt werden, wohl das bedeutsamste Wirtschafts­
und Verkehrsprogramm der Gegenwart und der nächsten Zukunft 
verwirklichen, das schon vor einem halben Jahrhundert List, einer 
der größten Nationalökonomen Deutschlands, wenn auch nur in Be­
zug auf die Eisenbahnen, als vordringlich erkannt hat.

Ich stelle daher den folgenden Antrag:

Deutsch - Österreichisch - Ungarische 
für Binnenschiffahrt beschließt auf 

seiner VIII. Tagung in Linz am 26. Juni 1909 nach 
eingehender Beratung folgende Erklärung:

„Der Verband stimmt dem Grundgedanken des 
Entwurfs eines deutschen Reichsgesetzes, be­
treffend die Erhebung von Schiffahrtsabgaben auf 
den natürlichen Wasserstraßen zu und damit einer 
entsprechenden Abänderung des Art. 54 der 
deutschen Reichsverfassung b e z w. einer Neu­
regelung der internationalen Rhein-, Elbe- und 
Donau-Schiffartsakte.

„Der
Verband
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tion ebenso Rücksicht nimmt als auf die be­
rechtigten Forderungen des Ein- und Ausfuhr­
handels.

„Er richtet an die gesetzgebenden Faktoren 
der V e r b a n d s 1 ä n d e r die Bitte, bei der Beratung 
des Gesetzes bezw. bei der Neuregelung der 
internationalen Schiffahrt sakte diesen Finan- 
zierungs- und Wirtschaftsgrundsätzen durch 
entsprechende Maßnahmen Rechnung tragen zu 
wollen.“

Druck von H. S. Hermann in Berlin.
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